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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Soziales -

Tagesordnung I Punkt 13 der öffentlichen Sitzung am 02.11.2005

Vorlage Nr. 05-F-02-0050

Prioritätenlisten zur Barrierefreiheit in Wiesbaden
-Antrag der CDU-Fraktion vom 26.10.2005
Der Ausschuss für Soziales möge beschließen

Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen:

Welche Prioritätenlisten mit dem Ziel der Barrierefreiheit in Wiesbaden existieren in 
welchen Dezernaten?
Können diese Prioritätenlisten zu Zielvereinbarungen nach Artikel 1 § 5 Abs. 5
des Gleichstellungsgesetzes für behinderte Menschen (BGG) zusammengefasst und 
umgesetzt werden?

Beschluss Nr. 0162
 
Der Magistrat wird beauftragt zu prüfen:

 Welche Prioritätenlisten mit dem Ziel der Barrierefreiheit in Wiesbaden existieren in 
welchen Dezernaten?

 Können diese Prioritätenlisten zu Zielvereinbarungen nach Artikel 1 § 5 Abs. 5 des 
Gleichstellungsgesetzes für behinderte Menschen (BGG) zusammengefasst und umgesetzt 
werden?

 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .11.2005
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Weinerth
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .11.2005

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .11.2005
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Dezernat IV i.V. mit
Dezernat I
Dezernat III
Dezernat V
Dezernat VI
Dezernat VII
Dezernat VIII Diehl
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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